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In Sachen

Beklagten und Revisionsklägerin‚

g e g e n

Klägerin und Revisionsbeklagte 9

hat der 3° Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 25° Februar

1958 für Recht erkannt :

Auf die Revision der Beklagten wird das
Urteil des Landessozialgerichts Berlin

vom 120 Juni 1956 aufgehobeno

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Ver—

handlung und Entscheidung an das Landes—
sozialgericht zurückverwiesen°

Von Rechts wegen°
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Die am 3„ Mai 1891 geborene Klägerin beantragte im Mai 1955 bei
der beklagten LandesverSieherungsenstalt die Gewährung der In—

validenrente„ Sie gab hierbei cn, von 1905 bis 1913 als Hausge-
hilfin bei verschiedenen Arbeitgebern, von 1914 bis 1916 als

Arbeiterin in einer Fabrik in Bad Warmbrunn, von 1916 bis 1918

bei einer Heeresdienststelle in Berlin—Spandau, von 1919 bis

1922 als Hausgehilfin und Arbeiterin in Berlin beschäftigt und

von 1922 bis 1930 als ambulante Gewerbetreibende selbständig

tätig gewesen zu sein; bis zum Jahre 1922 seien Beiträge zur
Invalidenversicherung entrichtet werden° Von 1931 bis 1936 ha—

be sie nicht gearbeitet, weil sie 1931 geheiratet habe° Naeh der

Scheidung der Ehe (1936) sei sie bis 1945 in Schlesien nicht be—

rufstätig gewesen, sondern habe von der Unterhaltsrente ihres

geschiedenen Mannes gelebte Im Jahre 1945 sei sie als Flücht—
ling nach Berlin gekommen und habe hier von Sozialunterstützung

gelebt° Sie habe insgesamt 17 Quittungskarten " geklebt " „

Durch
Bescheid\vom

170 Juni 1953 lehnte die Beklagte den Antrag
ab: Die Anwartsohaft aus den angeblich bis zum Jahre 1922 ent—

richteten Beiträgen sei erloschen, da für die Zeit vom 1° Janu—

ar 1924 bis zum 31° März 1945 keine Beiträge zur Rentenver—

sicherung entrichtet worden seien„ Die Beschwerde der Klägerin

wies der Besehwerdeaussehuß der Beklagten am 200 November 1953

zurück und erteilte der Klägerin hierüber am 23, November 1953

einen Bescheid: Es solle nicht bestritten werden, daß bis 1922

Beiträge zur Invalidenversicherung entrichtet seien, es sei

aber unwahrscheinlich, daß die Klägerin seit dem Jahre 1922

freiwillige Beiträge entrichtet habe, denn sie habe die in dem

Rentenantrag enthaltene Frage, ob sie freiwillige Beiträge ent—

richtet habe, selbst mit " heiß ich nicht mehr " beantwortet;

eine Nachentrichtung von freiwilligen Beiträgen sei jetzt nicht
mehr mögliche

Gegen diese Entscheidung erhob die Klägerin beim Sozialver—

sicherungsamt Berlin Beschwerde° Dieses Rechtsmittel ist nach
Inkrafttreten des Sezialgerichtsgesetzes (SGG) als Klage auf

das Sozialgericht Berlin übergegangen° Die Klägerin brachte

nunmehr vor, sie habe V an 22 Karten geklebt " und dies auch
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im Jahre 1945 beim Sozialamt erklärt; während der Zeit ihrer

Selbständigkeit von 1922 bis zu ihrer Eheschließung im Jahre 1931

habe sie fortlaufend freiwillige Beiträge entrichteta Das So—

zialgericht wies die Klage durch Urteil vom 240 Oktober 1955

ab: Da die Klägerin nur Beiträge an die nicht mehr bestehenden

Landesversicherungsanstalten Schlesien und Berlin entrichtet

habe‚ finde auf sie das Freud—und Auslandsrentengesetz (FredeG)

vom 7r August 1953 Anwendung° Wenn man die von der Klägerin be—

haupteten Pflichtversicherungszeiten als gläubhaft gemaeht an—
sehe‚ sei zwar die Wartezeit erfüllt, die Anwartschaft sei

aber nicht erhaltene Die Klägerin habe am lg Juli 1944 ihren

Wohnsitz in Berlin gehabt9 weil sie nur evakuiert gewesen sei

und nicht die Absicht gehabt habe, ihren langjährigen Wohn—

sitz in Berlin aufzugeben° Deshalb gelte für sie nicht die

Anwartschaftevcrschrift des 5 4 Abs° 3 FredeG, auch die Be-
rechnung der Halbdeekung nach Satz 3 dieser Vorschrift schei—

de aus° Ob die Anwartschaft aus den alten Beiträgen erhalten

sei, könne gemäß 5 2 FredeG allein nach $ 4 Abs„_2 des So—
zialversicherungs—Anpassungsgesetzes (SVAG)

vom 170 Juni 1949

beurteilt werden° Auf Grund der früheren Angaben der Klä—

gerin könne es nicht als glaubhaft angesehen werden, daß sie

sich nach Beendigung ihrer versicherungspflichtigen Tätig—

keit freiwillig weitervcrsichert habe° Aus den bis zum Jahre
1922 entriehteten Beiträgen sei die Anwartsehaft erloschen,

weil nach dem Jahre 1923 kein Beitrag entrichtet werden sei;

im übrigen habe die Klägerin auch nach dem Jahre 1949 keine
Beiträge mehr entrichteto

Die Klägerin legte gegen dieses Urteil beim Landessozialge—

richt Berlin Berufung eine Im Laufe des Berufungsverfahrens

überreichte sie dem Gericht eine am 60 Juni 1959 von der

früheren Landesvérsiéherungsanstalt Berlin ausgestellte und

am 180 Februar 1941 von der Allgemeinen Ortskrankenkasse

Berlin aufgerechnete Quittungskarte mit der Nummer 1 vor;

' diese enthielt 50 Beitragsmarken, die in der Zeit vom 9„ Juli

1959 bis 15„ Dezember 1940 entrichtet werden sind. In der
mündlichen Verhandlung vom 120 Juni 1956 beantragte die Klä-

gerin9 den Bescheid der Beklagten vom 17° Juni 1953, die

Entscheidung des Beschwerdeaussehusses von 20° November 1953

und das Urteil des Sozialgerichts Berlin von 24° Oktober 1955
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aufzuhehen.und die Beklagte zu verurteilen, ihr Versicherten—_
rehte

wegen Brwerbsunfähigkeit zu gewähren° Die Beklagte be—

antragte die Zurückweisung der Berufung: Auch wenn nunmehr

Beiträge bis zum 15° Dezember 1940 nachgewiesen seien, sei

die Anwartschaft erloschen, weil für das Jahr 1949 und die fol—

genden Jahre keinc Beiträge entrichtet seien„ Eine Hachent—

richtung von freiwilligen Beiträgen gemäß 5 1442 der Reichsver-

sicherungsordnung (RVG) komme nicht in Betracht, weil der Ren—
tenantrag, der als Bereiterklärung für die Nachentrichtung

freiwilliger Beiträge angesehen werden könne, erst im Mai 1953

gestellt werden sei° In diesen Zeitpunkt sei aber die Nachent—

richtung nur für das Jahr 1951 und später möglich gewesen, so—

fern der Versicherungsfall nicht inzwischen eingetreten sei°

Durch Urteil vom 120 Juni 1956 hat das LandessozialgGricht die
Entscheidungen des Sozialgerichts Berlin und des Beschwerde—

ausschusses sowie den Bescheid der Beklagten aufgehoben und

die Beklagte verurteilt, die Klägerin auf ihren Rentenantrag

neu zu bescheiden; In den Urteilsgründen wird ausgeführt, der
Anspruch der Klägerin sei nach den Vorschriften des FredeG zu
beurteilen„ Der ablehnende Bescheid gehe davon aus, daß für

die Klägerin nur bis zum Jahre 1922 Beiträge entrichtet seien°

Durch Vorlage der am 60 Juni 1939 ausgestellten Quittungskarte
Nr, 1 sei aber nachgewiesen, daß in der Zeit zwischen dem

51„ Dezember 1923 und dem 30° November 1948 Beiträge zur In—

validenversicherung entrichtet seien° Der Fall bedürfe nun—

mehr einer völlig neuen Bearbeitung° Die Beklagte sei offenbar
bereit, die nach der Behauptung der Klägerin bis zum Jahre 1922

zurückgelegten Versicherungszeiten anzuerkcnnen° Die Anwart—

schaft aus diesen Beiträgen sei bis zum 310 Dezember 1948 er—

halten° Der Umstand, daß die im Jahre 1939 von der früheren

Landesversicherungsanstalt ausgestellte Quittungskarte die

Nummer 1 trage, stehe der Annahme, daß die Klägerin schon

früher Beiträge zur Invalidenversicherung entrichtet habe,

nicht entgegen; denn die Ausgabestelle habe bei Ausstellung

der Karte nach der damaligen Rechtslage davon ausgehen können,

daß die Rechte aus früher entrichteten Beiträgen erloschen

seien° Aus dem Rentenantrag sei nicht ersichtlich, welehe Ren—

te die Klägerin beanspruchc; sie habe darüber, ob und seit

wann sie invalide sei, keine Angaben gemacht; auch die Beklag-
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te habe in dieser Richtung nichts festgestellt, Unter diesen

Umständen sei eine sachliche Entscheidung des Rechtsstreits

nicht möglich; die Beklagte müsse vielmehr erst feststellen,

ob die Klägerin die Rente wegen Invalidität beanspruche oder

ob sie einen Antrag auf Altersrente gestellt habe° Im ersten

Falle müsse, auch um die Voraussetzungen der Halbdeckung zu
prüfen, festgestellt werden, ob und in welchem Zeitpunkt die

Invalidität eingetreten sei, im anderen Falle müsse geprüft

werden, ob und inwieweit im Mai 1955 die Hachentrichtung von

Beiträgen noch zulässig gewesen seio Schließlich werde die Be—

klagte, besonders durch Anfrage bei der Quittungskertenverwal—

tung der Versieherungsanstalt Berlin noch feststellenxnüssen,

ob die Klägerin etwa noch weitere Beiträge entrichtet habe, Das
Landessozialgericht hat die Revision nicht zugelassen°

Die Beklagte hat gegen dieses Urteil, das ihr am 250 Juni 1956

zugestellt werden ist, am 170 Juli 1956 Revision eingelegt mit

dem Antrag, das angefochtene Urteil aufzuheben, hilfsweiee,

unter Aufhebung des Urteils den Rechtsstreit zur erneuten Ver—
handlung und Entscheidung an das Landessozialgericht Berlin

Zurückzuverweiseno In demselben Schriftsatz macht sie zur Be—

gründung der Revision folgendes geltend: Das angefochtene Ur—

teil leide an einem wesentlichen Mangel, weil über den von der

Klägerin erhobenen Leistungsanspruch keine Entscheidung gefällt

werden seio Die angefochtene Entscheidung stelle in Wirklich-
keit eine Zurückverweisung der Streitsache an den Versicherungs—

träger der, die aber nach 55 103, 153 SGGunzulässig sei, weil
das Berufungsgericht den gesamten Sachverhalt ven Amts wegen

zu erforschen habe° Die Vorinstanz irre auch, wenn sie annehme,

dem Vorbringen der Klägerin sei nicht zu entnehmen, welche Ren—
te sie beensprucho° Da die Klägerin keine Angaben über eine et—

wa bei ihr bestehende Invalidität gemacht, vielmehr nur auf die- '
angeblich von ihr erfüllte lange Wartezeit hingewiesen und sich

wiederholt zur Entrichtung freiwilliger Beiträge erbeten habe,

sei unmißverständlich zum Ausdruck gekommen, daß sie die ■lter:—

invalidenrente beanspruche° Die Voraussetzungen hierfür seien

Jedoch nicht erfüllt° Die Anwartschaft aus den bis zum 31° De-

zember 1948 entrichteten Beiträgen sei zwar, sofern der Ver—
sieherungsfall nicht vor dem 10 Januar 1949 eingetreten sei,

nach 5.25 des Berliner Rentenvereiclc:ungs—Überleitungsgc—
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set2es (RVÜG)vom 100 Juli 1952 bzw° nach 5 4 Abs, 2 SVAG
bis zum öl, Dezember 1948 erhalten, sofern nicht der Ver—

sicherungsfall vor dem 10 Januar 1949 eingetreten sei° Da der
Versichérungsfall des Alters ( 9 48 RVÜG ) im Jahre 1951 ein—

getreten sei, die Klägerin aber
zur Aufrechterhaltung der An—

wartschaft für die Jahre 1949 und 1950 keine Beiträge entrich—

tet habe ( $ 1264 RVG ), sei die Anwar schaft aus den bis zum
Jahre 1940 entrichteten Beiträgen erloschen° Eine Nachent—

richtung der fehlenden Beiträge sei bei Stellung des Rentenan—

trages im Jahre 1953 nach 5 1442 EVO nicht mehr möglich ge—
wesen° Auch eine Überprüfung der Anuartechaft nach der Vor—
schrift des 5 1265 EVO (Halbdeckung) könne zu keinem für die

Klägerin günstigen Ergebnis führen°

Die Klägerin beantragt, die Revision zurückzuweisen° Sie ist

der Auffassung, daß ein Wesentlicher Mangel des Verfahrens

nicht vorliege, Im übrigen sei anzunehmen, daß Invalidität

schon geraume Zeit vor Stellung des Antrags und vor Vollen-
dung des 60, Lebensjahres vorgelegen habe; das sei auch in

der mündlichen Verhandlung zur Sprache gekommeno

II

Die Revision ist frist— und formgerecht eingelegt und recht—
zeitig begründet werden° Sie ist, obgleich sie das Landesso—

zielgericht nicht zugelassen hat, statthaft, weil die Beklag—

te einen wesentlichen Mangel des Verfahrens mit Erfolg gerügt

hat ( 9 162 Absc l Nr° 2 SGG ),

Die Revision wendet sich mit Recht dagegen, daß das Landessc—

zialgerieht eine sachliche Entscheidung über den von der Klä—

gerin erhobenen Rentenanspruch unterlassen und die Beklagte
verurteilt habe, der Klägerin einen neuen Bescheid zu ertei—

len, ohne zu der Rechteirage Stellung zu nehmen, ob der Klä—

gerin überhaupt ein Anspruch auf Rente zustehe° Die Klägerin

hatte, wie sich aus der Niederschrift über die mündliche Ver—

handlung vom 120 Juni 1956 und auch aus den Tatbestand des

angefochtenen Urteils ergibt, in der letzten mündlichen Ver—

handlung beantragt, den Bescheid der Beklagten, die Entschei—

dung des Beschwerdeausschusses und das Urteil des Landessc—

zialgerichts aufzuheben und die Beklagte zu verurteilcn, ihr
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Versichertenrente wegen Erwerbsunfähigkeit zu zahlen, während

die Beklagte die Zurückweisung der Berufung beantragt hatte°

Über den von der Klägerin erhobenen Anspruch hätte das Gericht

nach 5 123 SGGin Verbindung mit @@153, 157 SGGeine Ent—
scheidung treffen müssen, Es hätte, wenn es Zweifel daran hat-

te, ob die Klägerin die Altersrente oder die Rente wegen In—

validität beanspruchte, diese Zweifel selbst klären müssen,

Nach der gemäß 5 153 Abs, 1 SGGauch für das Berufungsver—
fahren geltenden Vorschrift des 5 106 SGG hat der Vorsitzende

darauf hinzuwirken, daß unklare Anträge erläutert, sachdien—

liche Anträge gestellt, ungenügende Angaben tatsächlicher

Art ergänzt sowie alle für die Feststellung und Beurteilung
des Sachverhalts wesentlichen Erklärungen abgegeben werden°

Die Auffassung des Vorderrichters, es sei Suche der Beklag—

ten festzustellen, ob die Klägerin die Rente wegen Invalidi—

tät beanspruche oder ob sie einen Antrag auf Altersrente ge—

stellt habe, bedeutet eine Verkenhung der dem Gericht ob—

liegenden Aufgaben, Der Vorsitzende hat nach 5 106 Abs° 2 SGG

bereits vor der mündlichen Verhandlung alle Maßnahmen zu tref—

fen, die notwendig sind, um den Rechtsstreit möglichst in ei—

ner mündlichen Verhandlung zu erledigen° Das Gericht hat fer—

ner nach 9 103 SGGdie Pflicht, den Sachverhalt von Amts we—
gen zu erforschen, Es kann sich dieser Verpflichtung nicht

dadurch entledigen, daß es
dem beklagten Versicherungsträger

aufgibt, seinerseits festzustellen, ob und in welchem Zeit—

punkt etwa Invalidität eingetreten und ob im Zeitpunkt der

Antragstellung die Nachentrichtung von Beiträgen noch zu—
lässig gewesen ist, Wenn das Landessozialgerieht es für die

Prüfung des von der Klägerin erhobenen Anspruchs für er—
forderlich hielt, noch Feststellungen darüber zu treffen,

ob sich bei der Quittungskertenverwaltung in Berlin—Ost noch

weitere Beitragsunterlagen der Klägerin befinden, so hätte

es der Klägerin eine entsprechende Auflage machen oder es

hätte die Beklagte in Anwendung des 5 106 Abs, 2 SGGauf—
fordern können, ihrerseits zur Klärtrg dieser Frage durch

Rückfrage bei der Quittungskärtenvervaltung beizutragen, Die

Aufhebung des Verwaltungebescheides und die Verurteilung der

Beklagten zur Erteilung eines neuen Bescheidcs über den Ren—

tenantrag nach Klärung der für eine sachliche Entscheidung
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notwendigen Vorfragen durch den Versicherungsträger stellt im Er—

gebnis eine Zurückverweisung der Sache an den Versicherungsträger

dar, Eine solche Zurückverweisung ist aber nach dem SGG nicht zu-

lässigQ sie verstößt gegen allgemeine Verfahrensgrundsätzec Das

SGG kennt im Berufungs— und Revisionsverfahren nur eine Zurückver—

weisung an ein gericht der Sozialgerichtsbarkeit (@@159,170 SGG)O

Die früheren Verschriften der @@l690,1715 EVO, die unter bestimm—

ten Voraussetzungen auch eine Zurückverweisung der Sache an den

Versicherungsträger zuließen, sind nach @224 Abs° 3 Nr° 1 SGG

seit dem la Januar 1954 aufgehoben (vglo BSG° 2 5° 94 gäg7)„

Auch wenn man die auf Aufhebung des ablehnenden Verwaltungsaktes

und auf Zuerkennung einer Rente gerichtete Klage nicht als eine

mit einer Aufhebungsklage verbundene Leistungsklage im Sinne des

5 54 Abs° 4 SGG, sondern als zusammengefaßte Ahfechtungs— und

Verpflichtungsklage im Sinne des 5 54 Abs, 1 SGGansehen würde
(vgl° hierzu BSG° 5 Sa 60 1527), hätte das Berufungsgericht eine
Verpflichtung der Beklagten zum Erlaß eines neuen Bescheides nur
aussprechen dürfen, wenn es zugleich über den Anspruch der Klä—

gerin wenigstens dem Grunde nach entschieden hätte° Das Landessc—
‘zialgericht hat aber die Frage, ob der Anspruch der Klägerin be—

gründet ist, überhaupt nicht entschieden, es hat vielmehr nur zu
einzelnen Anspruchsvoraussetzungen Stellung genommen und der Be—

klagten im übrigen aufgegeben, die weiteren Voraussetzungen des

Rentenanspruchs zu prüfen° Das Verfahren des Landessozialge-

richte leidet hiernach an einem wesentlichen Mangel im Sinne des
5 162 Abs„ 1 Nr„ 2 SGG„ Da die Entscheidung auf diesem Mangel

beruht, ist das Urteil aufzuhebcn (@170 Abs. 2 see)„ Der Senat
kann in der Sache nicht selbst entscheiden, weil die vom Beru—

fungsgericht getroffenen tatsächlichen Feststellungen zur Ent—
scheidung über den geltend gemachten Anspruch nicht ausreichen°

Der Rechtsstreit ist daher zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung en des Landessozialgericht zurückzuverweisen.

Das Landessozialgericht wird zunächst zu klären haben, ob die

Klägerin die von ihr im Mai 1953 beantragte Invalidenrente wegen
Invalidität begehrt oder ob sie die Altersrente beantragt° Hier—
bei ist zu berücksichtigen, daß grundsätzlich der von einem Ver—

sicherten erhobene Rentenanspruch in jeder Richtung zu prüfen

ist, es sei denn, die Rente wird ausdrücklich oder offensichtlich

nur aus einem bestimmten Rechtsgrunde beansprucht. Nach den bis—
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herigen Feststellungen sind für die Klägerin Beiträge an nicht

mehr bestehende Versicherungsträger im Sinne des 5 l Abs° 2

Nro l FredeG entrichtet werden9 so daß für den geltend ge—

machten Anspruch die V0rschriften dieses Gesetzes anzuwenden

wäreno Für die Leistungen nach 5 l FredeG sind nach 5 2 die—

ses Gesetzes grundsätzlich die im Bundesgebiet geltenden Vor—

schriften der Sozialversicherung unter Berücksichtigung der in

den 55 3 bis 7 FredeG vorgesehenen Besonderheiten maßgebend;

Deshalb wird das Landessozialgericht zunächst zu prüfen haben,

ob die Vorschrift des © 48 Nr„ 1 des Berliner RVÜGfür die Klä—
gerin überhaupt in Betraöht kommt° Wegen der Anwendung des 5 4

Abs„ 3 Satz 3 BredeG kann es von Bedeutung sein‚ wenn die Klä—

gerin ihren ständigen Aufenthalt im Bundesgebiet oder im Land

Berlin genommen hat° War*hie Klägerin, wie sie in dem Frage—

bogen über die Beschäftigungszeiten angegeben hat? im Jahre

1945 als Flüchtling nach Berlin gekommen und „war der letzte

Beitrag für das Jahr 1939 und 1940 entrichtet, so würde die

Anwartschaft nach 5 4 Abs„ 3 Satz 1 FredeG bis zum 310 Dezem—
ber l948 erhalten sein„ sofern nicht der Versicherungsfall vor

dem 1„ Januar 1949 eingetreten isto Entsprechendes gilt — auch

wenn die Klägerin nicht Flüchtling ist — nach 5 4 Abs„ 2 SVAG°

Hat die Klägerin für die Zeit nach dem 31„Dezember 1948 keine
Beiträge entrichtet9 so ist zu beachten, daß eine Nachentrich-

tung freiwilliger Beiträge nur im Rahmender 55 1442 bis 1444
RVG aOFQ in Betracht kommen kann„ Ist eine wirksame Nachent—
richtung von Beiträgen nach diesen Vorschriften nicht mehr zu—
lässig9 so könnte der Anspruch auf Rente begründet sein, wenn

der Versicherungsfall der Invalidität vor dem 10 Januar 1950

eingetreten wäre ( 5 1264 Abso 3 EVO a„F° )0 Da die Klägerin
die Rente vom Zeitpunkt der Antragstellung an begehrt‚ ist

der Anspruch zunächst unter Berücksichtigung der bis zum In—

krafttreten des Arbeiterrentenversicherungs—Neuregelungsge—

setzes vom 230 Februar 1957 (ArVNG) geltenden Vorschriften

zu prüfeno Ist der Anspruch nach diesen Vorschriften nicht

begründet‚ so wird zu prüfen sein, ob die Leistungsvoraus—

setzungen nach den Vorschriften des ArVNG erfüllt sindo Bei
der neuen Prüfung ist auch Art„ 2 5 43 ArVNG zu beachten, wo—
nach Versicherungszeiten‚ die nach dem FredeG anzurechnen

sind, im Rahmen des 5 1249 EVO ncl«‘o berücksichtigt werden
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und Vorschriften über die Erhaltung der Anwartéchaft nicht

mehr anzuwenden sind„ Die Anwendung der Vorschriften des

neuen Rechts kommt jedoch erst mit Wirkung vom 10 Januar 1957

an in Betrachto

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem abschließenden

Urteil vorbehalten° ‘
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